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Der schweizerische Republikaner
heraus gegeben

von Efcher und Usteri
Mitgliedern der gesezgebenden Räthe der helvetische« Republik.

Hundert und neunzigstes Stük.
Viertes Quartal.

Luzern, Samstags den 20. October 1798.

Gesezgebn ng.
Grosser Rath, 12 October.

Präsident: Guter.
Anderwerth, im Namen einer Commission,

legt ein neues Gutachten vor über die Verbannungen
aus den ehemaligen Kantonen und die Art wie diese
Strafe, welche nun durch die Einheit der Republik um
möglich gemacht wird, abgeändert werden kann. Auf
Cartiers Antrag wird dieser Rapport für 6 Tage
auf das Bureau gelegt.

Da keine Ravporte mehr vorhanden sind, -so wer-
den Bittschriften vorgelesen. Die Gemeinden Zugs
Egeri und Baar beklagen sich, daß die Verwaltungss

behandelt werden müssen. Cartier und Retlstab
folgen Webern. Graf folgt auch und begehrt,
um Blatmann zu beruhigen, daß diese allgemeine Com-
mission in 14 Tagen über diese Bittschrift Rapport
mache. H über folgt Graf und begehrt, daß ein
Mitglied, welches mieden Lokalitäten bekannt ist, die--
ser Commission beigeordnet werde. Blatmann ver--
einigtest)'mit Graf und Hubern, deren Antrag ange-
nommen nnd Blattmann in diese Commission beige-
ordnet wird.

Cartier begehrt, daß nun dieser Staatsgutcom-
mission auch auö den andern Kantonen ahnliche con-
sultative Mitglieder wie von Zug zugeordnet werden.
Hu der wünscht, daß Cartiers Antrag erst dann in

kammer des Kantons Walbftatt nun, nachdem sie Ausübung gesezt werde, wenn aus andern Kantonen
mit Menzinaen das Etaatsvermôgrn des ehevorigen ahnliche Begehren wie von Zug erscheinen. M a rcacci
Standes Zih, schon an die Nation abgegeben, auch-folgt Hnbern. Wyder glaubt, nur wenn solche
noch ihre besondern Gemeindsgüter zu Handen des Streitigkeiten entstehen, sollen solche Mitglieder zuges
Staats von ihnen abfodere. zogen werden. Der Präsident erklart, daß dem

Blatmann unterstüzt diese Bittschrift undiReAement zufolge, die Commissionen nicht ohne einen
glaubt, die Irrung in der d!e Verwaltungskammer ^>^,,6 c switaiià?
vom Kanton Waldstatt stehe, rühre daher, daß die
Gemeinden zuweilen statt durch Kopfsteuer, aus ihren
Gemeindgütern, den Staatsausgaben zuHilfe kamen;
«r begehrt also Tagesordnung, darauf begründet, daß
die Gemeindgüter in Helvetien als Eigenthum geschüzt
werden sollen. Nuzet wundert sich in einer Ord-
nungsmotion, daß man in einer Morgenfltzung Bitt-
schriften vornehme; er fodert die Rapporte von der
Municipalitäten- und der Friedensrichter - Commission.
Der Präsident erklart, daß da diese Rapporte
mcht vorhanden seyen, sie auch nicht behandelt werden
können. Weber begehrt Verweisung an die Staats-
gutscommisslon, welche bestimmt über das Allgemeine
dieses Gegenstandes niedergesezt ist. Blatm a nn be-
gehn Hiederfetzung einer neuen Commiswn ü er diese
âtschrift. Se ere tan stimmt Webern bei, weil
solche Streitigkeiten häufig und in allen ehevorigen
Hauptstädten erscheinen werden, und nicht einzeln,
sondern im Allgemeinen nach den gleichen Grundsätzen

besondern Schluß über s Mitglieder vermehrt werden
dürfen; er wird unterstuzt und man geht zur Tages-
ordnung.

Die Bürger der Gemeinde Ansingen im Kan-
ton Solothurn zeigen an, daß sie ehemals in das
Schloß Bechburg Frohnfuhren thun mußten, und
wünschen nun, Baumaterialien von diesem alten Schloß
abführen zu dürfen, um d.e alte Zehendenfcheuer zu
einem nothwendigen Gemeindgebaude umschaffen zu
können, und daß ihnen eine Gemeindwaide, welche
die oligarchische Regierung ihnen raubte, zurükgegebeu
werbe; zu Unterstützung dieser Bitte zeigt diese Ge-
meindc an, daß sie i leztem Krieg durch Brand und
Plünderung betrachtlich gelitten habe.

Cartier sagt, über das Schloß Bechburg zu ver-
fügen, haben wir das Direktorium schon bevollmachs
tigt; die Zurükfoderung des Gemeindguts ist eiuerich-
terliche Sache, die nicht uns zugehört; in Rüksicht
der Zehendscheuer, welche zu einem Schulhaus umge-
schaffen werden sollte, will er der Gemeinde entspre-



Ken, weis dadurch Aufklärung befördert wird; wurde
Antrag nicht angenommen, so begehrt er Nies

derletzung einer Commission. Cusior will eine Come

mission M nahem Untersuchung anordnen. Hu der
fodert Verweisung an das Direktorium, um von dem-

selben Bericht zu erhalten. Dieser lczte Antrag wird
angenommen.

Sieben und dreissig Gemeinden aus dem Kanton
Leman begehren, daß auch nicht die geringste Spur
der Feodallasten übrig gelassen werde und daß die

Gesczgeber den grossen Sprnch aussprechen.- „Du
bist Staub gewesen und sollst wieder zu
Staub werden!" Sie sind überzeugt, daß nur
deswegen der frühere Aufhebungsbcschluß nicht zum
Gesetz gemacht wurde, weil er eine Loskanfung stakt

einer gänzlichen Abschaffung der Feodallasten enthielt.
Cavàni fodcrt Verweisung an dieFeodalrechtscom-
mission, indem er den Patriotismus der Mitglieder der-

selben zu gut kennt, um nicht überzeugt zu seyn,
daß sie diese vortrcfliche Bittschrift gehörig beherzigen

werden. Dieser Antrag wird angenommen.
B. Wit lading von BAn und dessen Mutter

begehren Legitimation, damit derselbe an der Familien-
Me Antheil haben könne. H über will wchl lzje ein-

fache Legitimstion gestatten, aber den Rest dieses Be-
qehrens an die über ähnliche Gegenstande niederge
sezte Commission verweisen. Iomini will die ganze

Bittschrift der Commission zuweisen. H u bcr s An-
trag wird angenommen.

Pfarrer Bertina von Rossura ,m Lwmerthal
begehrt Entschädigung für seine Ausgaben, die er ge-

habt hat, um in sein Stift als Geistlicher gelangen

zu können. Weber fodert Tagesordnung, weil der

Bittsteller erhalten hat, was er bezahlte. Giu dice
folgt, und man geht zur Tagesordnung.

Die Gemeinde F e h r altorf, im Kanton Zürich

fragt, ob das Weidrecht auf der Brachzelg noch statt

haben müsse. Cartier begehrt eine Commission über

das Allgemeine dieses Gegenstands. Cusior glaubt,
es sey schon eine Commission hierüber niedergesezt,
da sich aber keine vorfindet, so werden hierzu ernennt:

Cartier, Rellsiab, Akermann, Augspurger
und Weber. ^ ^Carrard und Koch legen einen Rapport von
der Feodalrechtskommission vor, dem ein zweites Gut-
achten von der Minorität Per Commission beigefügt
ist, welches in einem einzigen §. von demMajoritäts-
gutachten verschieden ist.

Hnber wägt daraus an Dringlichkeit über die-

ses Gutachten zu erklären, dasselbe mit Beschleunigung
drucken zu lassen, und sogleich in Berathung zu nch-

wen und Artlkelweise zu behandeln. Lü scher stmunr
auch für den Druck des Gutachtens, begehrt aber,
daß dasselbe erst zwei Tage nach seiner Austheilung
in Berathung gezogen und daß endlich alle Bittschrift
ten über diesen Gegenstand, welche der Commission

übergeben wurden, zur Möglichen Einsicht auf das
Bureau gelegt werden. Koch folgt Hubcrn und
Luscher und glaubt es sey leicht möglich, bis Morgen
das Gutachten zu drucken und dann Montags zu be-
rächen. Trösch begehrt, daß nächsten Montag die

Berathung ohne vorhergeganguen Druck vorgenommen
werde. Näf folgt Hubern und begehrt, daß auch

das Gutachten der Minorität der Commission gedrukt
werde. Capani folgt Trosch will aber 6 Tag Zeit
haben vor der Berathung. H u b e r beharret und heft
bis Morgen können wohl 200 Exemplare gedrukt
werden, indem dieses Gutachten nur fur die Ver-
samn'.lung dienen, nicht aber der Druck in der Rcpub-
lik herumgesandt werden sott. Dieser Antrag wird an-

genommen. — Näf begehrt, daß dein Buchdrucker
verboten werde, Exemplare dieses Gutachtens irgend
jemand zu geben, weil es schädlich sey wenn solche

Gutachten zu frühe bekannt werden. Escher fodert
Tagesordnung über Näfs Antrag, indem er glaubt,
daß es besser sey das Publikum werde allenfalls hier-
über gründlich berichtet, als hingegen durch blos u»-

vollständige Berichte von den Zuhörern. Schlumps
stimmt Naf bei, indem das Volk leicht solche gedrillte
Gutachten für wirkliche Gesetze ansehe und auf diese

Art irre geführt werde. Man geht zur Tagesordnung
und bestimmt einzig, daß für ej.nnal nur 200 Excm-

plare des Gutachtens gedrukt werde» sotten.

Drei Gemeinden der Kirchgcmeinde von Mon-
treux im Distrikt Vivis, wünschen Aushebung des

so beschwerlichen' und nachtheiligen Hut - und Weil"
rechts. Nuce giebt dieser Gemeinde das beste Lob

und begehrt, daß diese Bittschrift auf das Bureau

mit den Fcodalrechtsdittschriften gelegt werde. Am

C ar r a r d s Antrag aber wird sie in die Weidrechts-
commission verwiesen.

Das Kaufmannshaus Loset und Lepilleur
in Paris wünscht, daß die Schulden von Schweizer-
Häusern an französische in England etablicte Hauler

nicht unter der Einstellung der Schuldenzahlungen a»

England begriffen werden. Koch glaubt, solche

Schulden wie hier davon die Rede ist, seyen eigentlich
keine englische Schulden, daher begehrt er Tagesord-

nung, weil wenn die Lage so ist wie der Bühwuec
angiebt, das Gesetz demselben nicht »achtstellig l>r.

H über folgt Koch. Escher glaubt, die Sache sty

nicht so leicht, wie seine Vorgänger sie ansehen, uns

es konnten leicht Uebcnragungen statt haben, welche

die Zahlungöemstellung ganz unwirksam machen wm,

den ; er wünschtdaher Verweisung an eine Coimmjsww
die aus denjenigen Mitgliedern bestehe, welche u»°

den ersten Vorschlag zu diesem Gesetz machten. -D'
ber beharret, indem der Fall ganz ausser u-permVe

ws ist, und wünscht, insofern Kochs Antrag mw

angenommen wird, Verweisung dieses.Gegenstand'
an das Direktorium. Escher stimmt oieicr leM



Meinung Huters bei, welche nun eimnüthig ange-
nommen wird.

Das Direktorium zeigt an, daß im lezteu Mona:
Juni einige t nrr.hen im Kanton Basel waren, die
durch An oderung an Gemcindgntcr und Wunsch zu
Vertheilung derselben cutsiuhuden: sie wurden durch
den Marsch einiger Trappen ohne Blutvergießen ge-
hemmt und 4 Gemeinden ohne Widerstand en.wassnet.
Sowohl gegen einige Gemeinden, als auch gegen
einzelne Burger hat das Kantonsgericht Urtheile aus-
gesprochen, welche in Ersetzung der Unkosten, in der
Einstellung von dem Stadtrech: und in Zuchthausstrafe
bestehen. Diese Strafen sind zufolge den Gesehen
ausgesprochen worden, allein es sind Umstände vcr-
Handen, die eine Milderung fobern, und das Direkte-
rium schlagt nun solche nach dein 78. §- der Constitu-
tion vor. Der größte Theil der beurtheilten Personen
sind Manner, die sich für die Revolution erklärt und
dieselbe in ihren Gemeinden mit Aufrechrhallung dcr
Ordnung und Ruhe in Gang gebracht haben, und
sich überhaupt bis auf denAugenblik ihres Vergehens
auf eine Art betragen haben, weiche die'Achtung
emcs jeden wahren Patrioten verdient. Das Dirck-
torium schlagt vor, die Strafe derjenigen, die zu den
Ketten verurrheilt wurden, zu mildern, und auf die
Einstellung von den Stadtrechtcn und Eisaz der dein
Staat verursachten Kosten zu vermindern.

Schlumpf wünscht, daß diese Bothschaft mit
allen ihren Beilagen an eine Commission gewiesen
werde, indem dcr Gegenstand wegen ocm Einfluß,
den er auf andere Kantone haben kann, die ungefähr
nu ähnlichen Fall sind, von größter Wichtigkeit ist,
und daher aus allen möglichen Ruksichtcn betrachtet
werden muß.

H über sagt: hier ist es nicht um Gerechtigkeits-
ausübnng zu thun, sondern »m Gnadccrchcüung,
welche das Direktorium selbst mit Darstellung wicyli-
ger Gründe fur dioseibe fodert, und welche wir auf
diese Einladung hin wohl im Fall waren, sogleich zu
ertheilen, indessen da die Beilagen oieser Bothschaft
doch auch Aufmerksamkeit verdienen, so stimme ich
der Commission b >.

Koch folgt Schlumpf, weil die Beilagen durch-
aus untersucht werden müssen, und wir überhaupt
alles unsers Zutrauens gegen das Direktorium unge-
achtet, doch nils nie blindlings durch dasselbe fuhren
lauen sollen. Nuce folgt Koch, weil nicht das
Direktorium allein, sondern auch wir das Recht
Gnade zu ertheilen haben, ttebngens aber giebt er
zn bedenken, daß Strenge zur Erhaltung der Staaten
nochwendig ist, und daß in Frankreich oft losgelaßne
und begnadigte Gefangne morgens darauf neue Unru-
Heu bewirkten. SchiSmpss Autrag wird angenommenvnd IN die Commission geordnet: Huber, Gnsi,
Schlumpf, Lü scher und Leg! er.

Die Gemeinde des Thals Isiez, welche ehemals

grosse Nachtheile von vielen Schenkhäusem in sehr

verschiedncn Rüksichten cm»fand, ha: vor 40 Jahren
sich auf 2 einzige Weinschenken eingeschränkt, und
wünscht nui» bei dieser Einschränkung und den Bußen,
die sie selbst auf Fehler dagegen legte, gcschüzk zu

werden. Nuze erklart, daß er aus bemlDistrikt tue-
ser Gemeinde ist, und daß fie sich bei dieser ihrer
Partikularpolizci kehr wohl und glüküch befand. Er
will dieser Bittschrift entsprechen, jedoch das eigene

Strafrecht abgerechnet, welches dem gewöhnlichen
Richter zufallen soll: endlich giebt er ein sehr gutes
Zeugniß dein Patriotism des Pfarrers dieser Gemeinde.

Wyder fodert Tagesordnung in Rüksicht der Konsti-
tiitiou sowohl, als auch in Rüksichr des Weinschenk-

g- tachtens. Lü scher begehrt Vertagung bis umer
Beschluß Gesez ist, und also dann diese Gemeinde
demselben wie jede andere unterworfen seyn wird.
Hub er folgt der Tagesordnung und begehrt Zuwei-
sung der Bittschrift an den Senat. Dieser lczte An-
trag wird angenommen.

Die Gemeinde Büren begehrt Erlaubniß zu Ver-
theilung einer 300 Iucharteu haltenden Gemeind-
weide, welche aber gleich noch Ecmeindgut bleiben
soll. Sch lump f begehrt Verweisung an die hierüber
schon »iedergescztc Kommission. Ackermann folge
und wünscht, daß bestimmt werde, daß wenn auch

nur einige Bürger in einer Gemeinde sind, die ihren
Antheil an solchen liegenden Gememdgükern sodrrn,
sie ihnen gegeben werden sollen. G mur fodert Ta-
gesordnung, weil jede Gemeinde das Recht hat ihr
Gcmcrndgur nach Belieben zu benutzen, und es hier
ja nicht um endliche Verthcilung zu thun ist. Car-
rard folgt ganz Schlumpf, weil eine Vcrthcilang
zur Benutzung eines Gemeindgnts, bald die endliche
Vertheilung nach sich zieht. Dieser lezre Antrag wird
angenommen.

Einige Gemeinden des Bezirks Hochstätten begeh-

re.i, daß Vogt- und Waisensachcn und ähnliche Be-
sorgungen wie ehemals den Munizipalitaten überlassen

werden. Koch fodert Verweisung an die Commission
über Organisation der öffentlichen Gewalten. Acker-
mann und Custor folgen diesem Antrag, welcher

angenommen wird..
Acht Gemeinden des Distrikts Oberemmenthal

machen Einwendungen gegen die Verfügung, daß

Vogtsachen den Distriklsgerichtcn zukommen sollen.

Aus Ackermanns Antrag wird auch diese Bittjchrist
der Organisationskommiffion zugewiesen.

D. Widmer in Bern macht Einwendungen ge-
gen einen Spruch dcv welschen Appellanonskammer
von Bern. Man geht üb.r diesen richterlichen Gegen-
stand zur Tagesordnung.

Eine Bittschrift von dem Rath von Yverdon über

Gemàguter wird vorgelegt; ein an den Präsidenten
wrichtcter Partikularbrief fodert Vertagung dieser Bitt- -

schrift bis ein Avgeordnette dcr Gemeinde vor Räch-
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âscheine. Nuze begehrt Vertagung der Bittschrift.
Koch widersezt sich der Vertagung, weil ein Parti-
kularbrief keine Bittschrift in der Vorlegung hindern
soll. Kochs Antrag wird angenommen und die Bitt-
schrift der GemeindgàterksmNjssion zugewiesen.

Eine Bittschrift von einigen Gemeinden aus dem
Oberemmenthal begehrt, daß aller Unterschied zwischen
den Bürgern Helvetiens und also alle Gewerbsprioi-
legiên jeder Art in Helvetisn aufgehoben und endlich
einmal die Constitution nicht bloß immer in die Worte
sondern in die Sache selbst gelegt werde. Acker-
mann findet diese Bittschrift vortrefllch und will sie

drucken und allen Mitgliedern austheilen lassen. Cu-
sior findet diese Bittschrift doch nicht so ganz richtig,
er begehrt Verweisung an den Senat. Koch widersezt
sich Ackermanns Antrag, und will allenfalls die Schrift
mit Ackermann auf eigene Rechnung drucken lassen.
Huber kann auch den: Inhalt dieser Bittschrift nicht
ganz unbedingt beibehalte», weil völlige Gewerbspo-
iizei leicht Zügellosigkeit veranlaßen könnte: er stimmt
Custom bei, dessen Antrag angenommen wird.

Die Gemeinde Adeiboden begehrt Beibehaltung
der Vogtsachen bei den Gemeinden: diese Bittschrift
wird der Commission über Organisation zugewiesen.

B. Vasseraud im Distrikt Roll fodert Entscha-
digung wegen Einstellung der Feodalrechte: diese Bitt
schrift wird zu den übrigen dteses Inhalts aufs Bu-
reau gelegt.

Leonzi Siegrist in Etiswyl ftagt ob B. Son-
yenberg in Luzern ein Tafernenwirthsrecht noch auf
ZoIahre, nach der Konstituirung der helvetischen Re-
publik habe verliehen können, da doch damals schon
Freiheit und Gleichheit erklärt worden waren. Hecht
fodert Tagesordnung, weil die Richter auch hierüber
nach den Gesetzen urtheilen können. Wyde» folgt
der Tagesordnung, welche angenommen wird.

Fischer macht den Antrag, daß die Kommission
wegen dem Tarif der Eerichtsgebühren sobald möglich
ein Gutachten vorlege. Koch erklärt sich als Prasi-
dent dieser Commission, und fragt wie ein Tarif von
Gerichtsgebühren abgefaßt werden könne, ehe ein Ci-
vilrechtsgang bestimmt fty. Trösch glaubt, die Sache
sey leicht, wenn man bestimme, daß keine Prozeßkosten,
mehr bezahlt werden sollen. Fischers Antrag wird
angenommen.

Ein ins Schellenwerk von Bern Verurtheilter bit-
tet um Entlassung. Custor fodert Tagesordnung,
laut dem 78. §. der Constitution. Secretan zufolg
des angegebnen Constitutions begehrt Verweisung ans
Direktorium: dieser Antrag wird angenommen.

B. Buch er begehrt Erlaubniß ein Haus bauen
zu dürfen. Auf Wyders Antrag geht man zur Ta-
gesordnnng, weil schon ein Gesez dieses gestatte.

Einige Bürger von Sursee klagen, daß sie nicht
als Gemeindsbürger in ihrer Gemeinde behandelt
werden. Wyder sagt, diese Bürger seyen Hintcrsas-
sen, die ehemals einige Gemeindörechte besaßen und

diese nun zurük begehren: Er fodert Verweisung in
die Bürgerrechtskommission. Koch fodert Tagesord-
nung, weil wenn diese Bürger in den politischen Rech-
ten verkürzt, sie sich ans Direktorium, wenn sie aber in
ökonomischen Rechten eingeschränkt werden, sie sich an
die richterliche Gewalt zu wenden haben. Dieser lezte

Antrag wird angenommen.
Hintersaßen aus dem Distrikt Langenthal begehren

ihre Rechte als Staatsbürger. Auf Cartiers An-

trag wird diese Bittschrift dem Senat zugewiesen.
F. Marracou aus dem Lemsn begehrt eine

Heurath wessen zu können, ehe die durch die Gesetze

bestimmte Zeit wegen seiner vorhergegangenen Ehe-
scheidung, abgelaufen ist. Man geht zur Tagesordnung.

Ein Hintersaß von Sursee begehrt Einsetzung in
das Bürgerrecht, das er ehedem genoß. Secretan
fodert Tagesordnung, weil sich dieser Bittsteller an
die richterliche Gewalt zu wenden hat: dieser Antrag
wird angenommen.

'

Marie Lüthi von Lausanne macht Vorstellun-
gen gegen einen richterlichen Spruch. Man geht zur

Tagesordnung.

Nachmittagssizung.
G. Déporté im Namen der Bürgerin de la

Foret bittet von dem Ehrschaz befreit zu werden fur
den Kauf eines Guts, welches ihrem Vater gehörte
und das ihr unwissentlich verkauft wurde. Carmin-
tra» glaubt diese Bittschrift sey schon einst da gewe-

sen und man sey damals darüber zur Tagesordnung
gegangen, welche er auch jezt fodert. Cartier be-

gehrt Tagesordnung, weil sich diese Bürgerin unter

die Landesgesetze fügen muß. Dieser lezte Antrag

wird angenommen.
Die Gemeinde Stäfis wünscht, daß die Vogtsa-

chen nicht den Gemeinden, sondern den Gerichten zu-

gewiesen werden. Koch begehrt Tagesordnung.
Schlumpf stimmt bei: Man geht zur Tagesordnung.

Vier Munizipalitaten aus dem Distrikt Bern kia-

gen, daß die Vogtsachen den Munizipalitaten wegge-

nommen und den Gerichten übergeben worden seyen.

Custor begehrt Verweisung an die Kommission der

Munizipalitaten: der Antrag wird angenommen.
Die Armen der Gemeinde Mülliberg klagen, day

sie in dem Straßenbau und andern Gemeindsbe-

schwerden zu hoch angelegt seyen, und bitten um Er-

leichterung. Koch glaubt, diese Klagen über Ver-

waltungssachen gehören wenigstens nicht Hieher, oa.

her fodert er Tagesordnung. Custor begehrt Ver.

Weisung der Bittschrift an den Senat, wo derV"r.
gerrechtsbeschluß jezt ist. Trösch fodert VerweistW

an den Justizminister. Cartier will den Gegensta"

dem Direktorium zuweisen. Ackermann begehrt A >

Weisung an eine Commission. Hub er folgt Koe?<

dessen Autrag angenommen wird.
(Die Fortsetzung im isti. StükH



Der schweizerische Republikaner.
Hundert ein und neunzigstes Stük.

Gesezgebttn g.

Grosser Rath iz. October.
(Fortsetzung.)

Die Bürger Kocher von Buren begchrcn Zah-
lung ihrer Conti für an die Berner in leztem Krieg
gemachte Lieferungen. Schlumpf fodert Tagesord-
nung, weil der Gegenstand ganz richterlich ist. Lü-
scher sagt, dieß ist eine Schuld der alten Oligarchen
daher fodere ich Verweisung ans Direktorium. K » ch

stimmt der Verweisung ans Direktorium bei. Capa-
ni fodert Tagesordnung, weil sich die Bittsteller an
diejenigen halten sollen, welche die Schuld gemacht
haben. Secretan stimmt Capani bei und glaubt
Schulden für einen Krieg wider Freiheit seyen un
rechtmäßig. Ackermann begreift nicht wie man sol-
che Aeusserungen thun könne, indem es Pflicht war
der alten Regierung zu gehorchen: er stimmt also Koch
bei. Schlumpf beharret auf seinem ersten Antrag,
welcher angenommen wird.

Die BB. Rossi nnd Isera begehren Entschâ-
digung für einen im Distrikt Mendrisio liegenden Ze-
henden. Auf Car mintran s Antrag wird diese Bitt-
schrift aufs Bureau gelegt.

Die Gemeinde Larippe im Canton Leman begehrt
Abschaffung derFeodalrechte. Auf Lüschers Antrag
wird auch diese Bittschrift aufs Bureau gelegt.

V. Hagen buch von Ionen begehrt Beibehal-
tung des Zehenden oder Entschädigung für denselben.
Auch diese Bittschrift wird aufs Bureau gelegt.

Là scher begehrt, daß alle ahnlichen Bittschriften
ohne weitere Anzeige aufs Bureau gelegt werden.
Capani wünscht, daß doch erst eine Anzeige davon
gemacht werde, weil sonst Irrungen vorgehen könnten.
Man geht über Lüschers Antrag zur Tagesordnung.

Sechs Gemeinden aus dem Distrikt Coffonay
begehren- Abschaffung der Feodalrechte in einer Bitt--
schrift, die auch aufs Bureau gelegt wird.

F. Galadin übersendet einige Bemerkungen über
den Zehenden.

^.,..122 Bürger der Gemeinde Montreux begehren
Abschaffung der Feodalrechte.

Mehrere Gemeinden aus dem Leman machen das
gleiche Begehren.

Die Gemeinde Britnau bittet um Beibehaltung
ihres Kirchenzehcndens.

Alle diese Schriften werden aufs Bureau zur Un-
tersuchung gelegt.

Ei« Fischer aus dem Canton Luzern bittet um

Schuz seines Fischcrrochts. Cartier begehrt Ver-
Weisung an die Iagdkommissîon. H über fodert Ver-
Weisung an die Feodalrechtskommission. Ackermann
fodert Tagesordnung, weil sich der Bittsteller an die
Vcrwaltungskammer zu wenden hat. Capani federt
einfache Tagesordnung. Koch begehrt Vertagung
bis nach Abschluß der Feodalgcgenstande.

Sechs Gemeinden des Cantons Lugano begehren
Abschaffuug des Pramissenrechts. Chenaud begehrt
Vertagung bis nach Abschaffung der Feodalrechte.
Marcacci glaubt, dieses Recht sey eine Abgabe an
die Pfarrer und fodert daher Tagesordnung. Nuce
glaubt es sey die Abgabe aller erstgebornen Thiere
und fodert Verweisung an den Minister des Innern.
Capani folgt Marcacci, eben so auch Weber uni»

Pozzi. Man geht zur Tagesordnung.
Die Freunde der Konstitution in Solothurn mit

Empfehlung von dem fränkischen Regierungskommis->
sair Rapinat, begehren Entschädigung fur B. Allee
mand, einen verfolgten Patrioten. Koch begehrt
Verweisung an den Senat. Angenommen.

Iomini bemerkt, daß nicht die Halste aller
Mitglieder vorhanden fey, und fodert Aufhebung
der Sitzung. Man geht über diesen Antrag zur Ta«

gesordnung.
Müller von Tainge«, im Kanton Schafhausen,

begehrt Entschädigung vom Bürgermeister Meyer.
Die Bittschrift wird dem Senat zugesandt.

Pechelar von Mon begehrt Patriotenentschä-
digung. An den Senat verwiesen.

Die Urselinerinnen von Freiburg begehren Unter-
stützung. Koch fodert Verweisung ans Direktorium.
Der Autrag wird angenommen.

Das Kloster Muri fodert Schuz gegen die Ver-
waltungskammer von Luzern, wegen der Erwählung
eines Pfarrers nach Sursee, laut dem Gelez vom 4.
August. Nuce fodert Verweisung ans Direktorium.
H über folgt, und will daß das Direktorium zur In«
wirkungsetzung unsers Décréts vom 4. August aufge,
fodert werde. Dieser Antiag wird angenommen.

Gmür fodert, daß die Kommission über Besez«

zung der Pfarreien morgen einen Rapport mache.
Koch sagt, da das Directorium schon eine provisori«
sehe Verordnung gemacht hat, so muß die Kommlft
sion erst abwarten, bis der Zustand der Geistlichkeit
genau bestimmt ist. Hub er folgt, und hoft man
werde nicht wieder etwas Provisorisches verfügen
wollew denn provisorisch ist etwas das ist aber nicht
recht ist. Schlumpf folgt auch Koch. Carrarj»
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stimmt auch bei, »nd fodert bestimmt Tagesordnung.
Wan geht zur Tagesordnung.

Das Capi.cl von Agno im Kanton Lugano be>

gehn in seinein Recht, wegen den Prämissen, gcschüjt
zu weide». Rossi begehrt Tag'sordiiung. Capani
will die Tagesordnung auf das Gest; vom 14. August
motiviren. Huber folgt Rossi, dessen Antrag ange-
nomincn wird.

Schelbrcter, Pfarrer in Klcinditwyl, begehrt
Entschädigung für dasjenige was er für seine Pfarrei
an den Malteserorden bezahlen mußte. Butler will
tntsvrcchrn. Weber fodert Niedcrsctznng einer Koni-
Mission hierüber. Cartier will daß da der Pfarrer
um seine Pfründe einen Handel trieb, er auch dafür
den Malteserorden vor Gericht nehme. Legler so

dert Tagesordnung, und wundert sich daß ein Pfarrer
ein solches Begehren mache» dürfe. Capani und
Huber stimmen der Tagesordnung bei, welche am
genommen wird.

Alt-Landvogt Beiseger zu Ncukirch, Alt-
kandvogt K>rch Hofer zu Ncukirch. B. Ackcrmann,
Pseifcrmajor, Landschreiber Tsehndi von Sargans
und Landschreiber Beroldingen von Lauis, fodern
Entschädigung für verlohrne Aemter, laut dem 10. §
der Konstitution. Legler fodert Vertagung, und
wünscht einzig daß Tschudi ein kleines Gut, das er
als Landschreiber besaß, beibehalten möchte, und daß
B. Beroldiiiger, der schon 8? Jahr alt, und als
Mensch sehr ehrwürdig ist, dem Direktorium ein
pfohlen werde. Capani glaubt, wenn mir alte Land
vögte solche Federungen machen würden, so wären
wir bald damit fertig: dagegen folgt er in Rüksicht
der Secretairs, Leglers Antrag. H über begehrt
Verweisung ans Direktorium, indem wir keinen Unter-
schied zwischen ganz gleichartigen Bittschriften machen
kennen. Weber fodert auch über alles Vertagung,
ausgenommen über den B. Beroldingen, den er dem
Direktorium empfehlen will. Bloß folgt ganz Leglern.
Seeretan folgt der Vertagung aller dieser Entscha-
digungen, glaubt aber deßwegen sollen wir den Ge-
fühlen des Mitleidens doch Gehör geben und den B.
Beroldingen, der von allen Seiten her ein so gutes
Zeugniß hat, zur Unterstützung dem Direktorium cm-
pfthlen. Cartier widcrfczt sich der besondern Em-
pfthlung zur Unterstützung. Nuce folgt eifrig Seere-
tanö Antrag, welcher angenommen wird..

Thorweibel Müller von Bern empfiehlt sich zu
einer Entschädigung für seinen Verlorne» Posten:, die-
ser Gegenstand wird vertaget..

H über zeigt an, daß Bürger aus dem Canton
Basel die diesen Morgen vom Direktorium gefoderte
Begnadigung dringenst unterstützen und. eine Bittschrift
hierüber eingegeben haben.

Senat, 12. Oktober:
Präsident: Bay.

Nachfolgende Beschlüsse werden zum erstenmal
verlesen:
1. In Elwägung daß es der Menschlichkeit zuwider

sey, Uiiglütlichc ohne eigne Schuld, noch tiefer

zu beugen; — in Erwägung daß die Konstitution
alle ch.'maligei! ungerechten Voruriheile aufhebe,

die theils durch die alte Gewohnheit, theils durch

die ehemaligen Verfassungen begünstiget wurde«;
— hat der grosse Räch beschlossen:

Das von den ehemaligen Regierungen ausge«

übte Gefty welches die Guter der Entleibten com

fiseicel, gänzlich aufzuheben.

2. Die wotivirte Tagesordnung über das Begehren
des B. Zwicker, den die Gemeinde Vuchthalm,
cousttlulioiiswidrig »echt dulden will.

3. D>e durch einen Beschluß vom 17. August motwirte

Tagesordnung über das Begebeen des B. Doge

geli Cant. Bade», der auf eigenem Boden ein

Haus bauen will.

4. Die dem B Joh. Fried. Ullrich von GudeuhaM
gegebne Erlaubniß, die B. Ttllcr von Gcbisdors

zu ehelichen, wenn er schon keinen Heimathscheia
bekommen kann.

Z. Die dem B- Genet von Eciagens gegebene Er-

laubniß, seine Base, Sus. Pittet, heurathen i»

dürfen.

6. In Erwägung daß die Konstitution und die

förderung des allgemeinen Wohis, die Frühen

des Gewerbsfleisses so viel als möglich crfodmi.

In Erwägung daß die Gesetze dem M>ßrraucy

dieser und jeglicher Freiheit vorbeugen und stenci»

sollen;
In Erwägung daß alle zu dem allgemein!

Besten das Ihrige beitragen sollen ; keinem «oe

das Opf>r seines ganzen rcchrmasslgcn C>P>»

thums zuzumuthen ist,
hat der grosse Rath beschlossen.

1. Es ist jedem Bürger erlaubt, den Wem v

seinen eignen Reben zu verkaufe» oder zu verwirke /

wie es ihm beliebt, unter Vorbeyalt der ^rjetze.
2. Diejenigen welche ihren eignen Wein verjcy-

kcn wollen, stud gehalten die Miinizlyalilat zuvor i
berichten, danut diese die gehörige Polizeiaufsicht o«

-wer haben könne. mr-
z. Von dieser Erlaubniß, den eignen Wem zu

Wirthen sind alle diejenigen Gemeinden au-gcin

men, in w-Ichen bis auf den ersten Jenner 1798t
gcsezlich erlaubte Putten oder.Weinschenken stall KV-
habe»..



4- Der Weinhandel im Grossen ist allen Bürgern
ohne Unttrschicd erlaubt, unter dem Vorbehwl des Ge
sctzcs und der darauf zu legenden Abgaben.

5. Diejenigen welche gekauften Wein oder anderes
Getränke Maasweise verschenken oder vcrwirlhcn wob
len, müssen «ich deshalb bei den Muniz-palitäten
melden.

6. Sie müssen die Qualität des Weins angeben,
den sie ausschenken wollen.

7. Sie müssen sich den Gesetzen der Polizeiverord-
nungen unterwerfen.

8. In allen Gemeinden, in welchen bisdahin noch
keine Weinschenke gewesen ist, darf kein Getränke ver
wirthet werden, wann es nicht die Mehrheil der
Kürger selbst verlangt.

y. In einzelnen abgelegenen, von der Hauptstraße
entfernten Häusern, und wo btsanher nicht gewöhnlich
Wem oder anderes Getränke verkauft worden, darf
durchaus kein Wein od.r anderes Getränke verwtr-
tet werden, ohne einen besondern Beschluß der Re>

gierung.
10. Es ist jedem Bürger erlaubt, Tavernenwirths-

Häuser zu errichten, das heißt, Wem oder anderes Ge-
tränke auszuschenken, und zugleich Fremde zu bewir-
then und zu beherbergen.

il Er muß sich den hierüber zu verfügenden Po-
llzeigesetzen unterwerfen.

12. Er muß ferner dafür jährlich ein Patent lö-
sen; im Hauptorle sollen diese Patuite von W-rthS-
Häusern jährlich sechs, in mutiern Orcen vier, und m
tlcinen zwei Dublonen betragen, worüber die Bestim
Mung der Negierung überlassen wird.

13. Diejenigen welche bisdahin privilegierte Ta-
bernenrechte besessen haben, sollen die ersten zwanzig
Jahre von Lösung der Patenten befreit seyn.

14. Kein solches Privilegium kann von einem Bür-
gcrrecht abgeleitet werden.

15- Diese Taferncnwirthe sind gleichfalls allen
Einschränkungen, welche der 1, 2, z, ^t, Z, 6, 7, 8
und y Art. des gegenwärtigen Gesetzes vorschreiben,
unterworfen.

16. Ueber die Polizeianstalten wegen den W-rths-
Häusern, Pinten oder Weinschenken, wird ein besonde
res Gesez verfaßt werden.

i?. Diese Polizeianstalten sollen bis zu Versah
sung eines solche,, Gesetzes. der Regierung und den
bisherigen Uebungen überlassen werden-

7> Ueber die Entschädigung der verfolgten Patrioten.
(Dieser Bcschiuß findet sich schon abgedrutt s. 724

L. Ueber den Zustand und die Verhältnisse der Frem
den in Hclveu 1.

Drei Beschlüsse werden angenommen, von denen
der erste dem Dottmctscher des obersten Gerichtshofes

einen Gehalt von 150 Dublonen; der zweite dem
Unterschreibe-- des obccjken Gerichtshofes eine» Ge-
halt von ic>o Dublonen und der dritte dem Weibel
des odecsten Gerichtshofes, einen Gehalt von Zc> Du-
blonen bestimmt.

Der Beschluß übcr die Organisation des Bnrean
des obersten Gerichtshofes, wird einer aus den B.
Lülhi v. Langn., Cr a uer und M u rer bestehen--
den Koninussion, die morgen berichten soll, zur Uiitew
suchung übergeben.

Die Fortsetzung im 192 Stük.

Das VollziehmksiLdircksormm der kelvetischm
emm und üntheilbareu Republik.

An das helvetische Volk.
Während dem die ersten Gewalten der Republik

unablässig bemüht waren, die neue Ordnung der Din--
ge unter uns zu befestigen, und das Glut der Nation
auf eine dauerhafte Weise zu begründen, haben äussere
und innere Feinde eben so thätig an seinem Untergange
gearbeitet; nnd es ist ihnen auf eine kurze Zeit ge--
langen, das Vaterland in Gefahr zu bringen. Eine
Rotte von Volksverführern hat die Einwohner des
Distriktes Sranz im Kanrone Waldstätten zu offenba-
rer Empörung hingerissen; mit den Waffen in der
Hand haben sie dem Gesetze allen Gehorsam aufge-
sagt und öffentliche Beamten gewaltthätig mißhandelt.
Alle Versuche der Regierung, die Jrrgeführten zu be--
lehren, und durch vaterliche Milde zurükznbringen,
waren vergebens; die zu einer bessern Besinnung ange-
botene Zeitfrist wurde nur zur weitern Aufwieglung
und zu einem hartnakigern Widerstand bcnuzt. Ss
viel vermochten die schändlichen Vorspieglungen treulo-
scr Priester, die lieber ihr Vaterland in Brand stecken
und dem allgemeinen Verderben Preis geben, als ein
einziges ihrer vermeinten Vorrechte aufopfern wollten.
Nur allein die Gewalt der Waffen konnte dem Gesese
wieder Achtung verschaffen und die öffentliche Ruhe
wieder herstellen. Sie hat es gethan. Aber die Fol-
gen des Krieges sind verderblich; unvermeidlich treffen
sie den Schuldlosen mit dem Schuldbaren. Schutt-
Haufen von eingeäscherten Dörfern und Schaarcn von
herumirrendcn Waisen, sind die traurigen Spuren die-
«es Ereignisses im Distrikte Stanz, und rufen eine
fürchterliche Rache übcr das Haupt seiner Urheber.

Wenn aber die Gerechtigkeit erforderte, das
Schwerdt gegen dieselben zu ziehen, und die Erhaltung
des Vaterlandes strenge Maßregeln gebot,- so ist es
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